
3. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2022 vom 01.08.2022 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen 
als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des 
Rates der Stadt Oberhausen vom 20.06.2022 für das 
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Verordnung 
erlassen: 
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 04.09.2022, dürfen in der Osterfelder 
Innenstadt im Zusammenhang mit dem 35. Osterfelder 
Stadtfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW 
von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffenen Ausnahmeregelungen gelten für 
Verkaufsstellen in der Osterfelder Innenstadt in den von 
den nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Bergstr. 1 - 16, Bottroper Str. 153 - 167, Gildenstr. 1 - 30, 
Heinestr. 1 - 4, Kirchstr. 3 - 18, Marktplatz Osterfeld 2 - 
8, Im Wiedemhof 2 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig außerhalb der in den im § 1 zugelassenen 
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2022 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 01.08.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

4. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2022 vom 01.08.2022 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen 
als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des 
Rates der Stadt Oberhausen vom 20.06.2022 für das 
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Verordnung 
erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 11.09.2022, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit der Krööskär-
mes Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für 
Verkaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von 
den nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig außerhalb der in den im § 1 zugelassenen 
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft. 
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2.) Diese Verordnung tritt am 31.12.2022 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 01.08.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

5. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2022 vom 01.08.2022 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen 
als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des 
Rates der Stadt Oberhausen vom 20.06.2022 für das 
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Verordnung 
erlassen: 
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 02.10.2022, dürfen in der „Neuen 
Mitte“ Oberhausen im Zusammenhang mit dem Centro-
Familienfest „Neue Mitte“ Verkaufsstellen im Sinne des 
§ 3 LÖG NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet 
sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für 
Verkaufsstellen im Einkaufszentrum Centro, 
Centroallee. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig außerhalb der in den im § 1 zugelassenen 
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft. 
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2022 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 01.08.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

6. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2022 vom 01.08.2022 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen 
als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des 
Rates der Stadt Oberhausen vom 20.06.2022 für das 
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Verordnung 
erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 04.12.2022, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit dem Nikolaus-
markt Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für 
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Verkaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von 
den nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig außerhalb der in den im § 1 zugelassenen 
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2.) Diese Verordnung tritt am 31.12.2022 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 01.08.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

7. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2022 vom 01.08.2022 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen 
als örtlicher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des 

Rates der Stadt Oberhausen vom 20.06.2022 für das 
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Verordnung 
erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 11.12.2022, dürfen in der „Neuen 
Mitte“ Oberhausen im Zusammenhang mit dem Centro-
Weihnachtsmarkt Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG 
NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für 
Verkaufsstellen im Einkaufszentrum Centro, 
Centroallee. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig außerhalb der in den im § 1 zugelassenen 
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2022 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 01.08.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung 
 
Planfeststellung für den A 42 Ausbau von AS 
Bottrop-Süd bis AK Essen-Nord von Betriebs-km 
26+000 bis Betriebs-km 30+750, einschließlich wei-
terer hiermit im Zusammenhang stehender Folge-
maßnahmen sowie landschaftspflegerischer 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem Gebiet 
 
     -      der Stadt Bottrop, Gemarkung Bottrop, Flur 

122, 123, 124, 168, 169, 170, 171, 174 
     -      der Stadt Essen 
            o    Gemarkung Vogelheim, Flur 018, 043 
            o    Gemarkung Karnap, Flur 006 
            o    Gemarkung Altenessen, Flur 001 
     -      der Stadt Oberhausen, Gemarkung 

Osterfeld, Flur 036 
 

- Anhörungsverfahren - 
 
Die Bezirksregierung Münster führt im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens für die o. a. Baumaßnahme 
gemäß § 17a des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) 
in Verbindung mit § 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) einen Erörterungstermin durch. 
 
Die Erörterung findet vom 24.08.2022 bis 25.08.2022 in 
der Lohnhalle Arenberg-Fortsetzung, Im Blankenfeld 
6-8, 46238 Bottrop, statt. 
 
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 
 
Mittwoch, 24.08.2022 
 
09:00 - 13:00 Uhr   Erörterung der Stellungnahme der 

Träger öffentlicher Belange und 
der anerkannten Umwelt- und 
Naturschutzvereinigungen 

 
14:00 - 17:00 Uhr   Erörterung der Einwendungen 

Privater, die durch eine geplante 
Grundstücksinanspruchnahme 
betroffen sind 

 
Donnerstag, 25.08.2022 
 
09:00 - 13:00 Uhr  Themenbezogene Erörterung von 

Einwendungen Privater 
 
                               1. Planrechtfertigung/Verkehrsunter-

suchung 
                               2. Standortwahl/Alternativenprüfung 
                               3. Auswirkungen durch Immissionen 

(Lärm, Luft und Licht) 
                               4. Klima 
                               5. Natur- und Artenschutz 
                               6. Sonstige Belange  
 
14:00 - 17:00 Uhr   Erörterung der Einwendungen 

Privater, die durch eine geplante 
Grundstücksinanspruchnahme 
betroffen sind 

 
Der Zeitbedarf für die Behandlung der einzelnen 
Tagesordnungspunkte kann nicht abgeschätzt werden. 
Bei Bedarf ist daher eine Verlängerung der Erörterung 
an den einzelnen Tagen über 17:00 Uhr hinaus möglich. 
Falls erforderlich, wird die Erörterung über den 
25.08.2022 hinaus oder an einem späteren Termin fort-
gesetzt.

In dem Termin werden die rechtzeitig gegen den Plan 
erhobenen Einwendungen sowie die Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange zu dem Plan mit denje-
nigen, die Einwendungen erhoben haben, den Betroffe-
nen, den Behörden und der Vorhabenträgerin (Autobahn 
GmbH) sachlich erörtert. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Der Ver-
handlungsleiter kann Zuhörer, insbesondere Vertreterin-
nen und Vertreter der Medien zulassen, wenn keine Be-
rechtigte bzw. kein Berechtigter widerspricht. Teilnahme-
berechtigt sind nachfolgend genannte Privatpersonen: 
 
     •      Einwenderinnen und Einwender (Personen, 

die schriftlich oder zur Niederschrift Einwendun-
gen erhoben haben), 

     •      Betroffene (Personen, deren Rechte oder Be-
lange von dem Vorhaben berührt werden) sowie 
deren 

     •      gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter, Be-
vollmächtigte und Sachbeistände (Bevoll-
mächtigte haben ihre Bevollmächtigung durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und 
diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben) und 

     •      Vertreterinnen und Vertreter der am Verfahren 
beteiligten Behörden und Verbände. 

 
Kosten, die durch die Teilnahme am Erörterungstermin 
oder durch Vertreterbestellung entstehen, werden nicht 
erstattet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass beim Ausbleiben einer 
oder eines Beteiligten auch in Abwesenheit dieser 
Person verhandelt werden kann, dass verspätete oder 
formunwirksame Einwendungen von der inhaltlichen 
Erörterung grundsätzlich ausgeschlossen sind und dass 
das Anhörungsverfahren mit Schluss des Erörterungs-
termins beendet ist. 
 
Die form- und fristgerecht eingegangenen Einwen-
dungen werden auch dann im weiteren Verfahren 
berücksichtigt, wenn die Einwenderin oder der 
Einwender nicht am Erörterungstermin teilnimmt. 
 
Die detaillierte Tagesordnung, das Informationsblatt zum 
Erörterungstermin sowie die Stellungnahme des Vorha-
benträgers zu den allgemeinen Einwendungen sind ab 
dem 8. August 2022 auf der Internetseite der Bezirks-
regierung Münster unter www.brms.nrw.de/go/verfahren 
-> Planfeststellung Straße (Stichwort: Erörterungstermin 
- Ausbau der A 42 von AS Bottrop-Süd bis AK Essen-
Nord) einzusehen und abrufbar. Dort finden sich auch 
Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfah-
ren. 
 
Hinweise aufgrund der aktuellen Lage in der 
Corona-Pandemie 
 
Angesichts der aktuellen Lage in der Corona-Pandemie 
werden bei dem Erörterungstermin geeignete Maßnah-
men zum Schutz vor Neuinfizierungen getroffen. Ich 
möchte Sie bitten, im Gebäude eine Maske (sog. OP-
Maske oder FFP2-Maske) zu tragen und diese nur für 
Redebeiträge abzusetzen. 
 
Die zu beachtenden Maßnahmen in Bezug auf die 
Corona-Pandemie werden rechtzeitig vor dem Erörte-
rungstermin auf der Internetseite der Bezirksregierung 
Münster (Link s. o.) bekanntgegeben und können im 
Bedarfsfall modifiziert und an die tatsächlich vorherr-
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schende Situation und gültige Rechtslage angepasst 
werden. 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Palotz 
 
 

Fortschreibung des Denkmallistenblattes 
der Siedlung Dunkelschlag 
 
Die Siedlung Dunkelschlag wurde am 14.03.1986 unter 
der laufenden Nummer 36 rechtskräftig als Baudenkmal 
gemäß § 3 DSchG NRW in die bei der Stadt Oberhau-
sen geführte Denkmalliste des Landes Nordrhein-
Westfalen eingetragen. 
 
Das bisherige Denkmalblatt aus den 1980er Jahren ent-
spricht nicht mehr den heutigen Anforderungen (hinrei-
chende Beschreibung des Schutzgegenstandes, präzise 
Beschreibung des Schutzumfanges, Denkmalwertbe-
gründung) und es lassen sich die konkreten Schutztat-
bestände nur bedingt ableiten. Die Stadt Oberhausen  
- Untere Denkmalbehörde - beabsichtigt, die Fortschrei-
bung des Denkmallistenblattes anhand des Gutachtens 
des LVR-Amtes für Denkmalpflege im Rheinland vom 
19.04.2021 zu vollziehen. Der räumliche und sachliche 
Geltungsbereich sowie die Begründung für die Eintra-
gung sind diesem zu entnehmen. 
 
Das fortgeschriebene Denkmallistenblatt nebst Anlagen 
liegt in den Räumen der Unteren Denkmalbehörde vom 
15.08.2022 bis zum 15.09.2022 zur Einsicht aus. Unter 
Berücksichtigung der unten angegebenen Sprechzeiten 
können die Unterlagen eingesehen werden.  
 
Sprechzeiten: 
 
montags bis donnerstags von 08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
und von 13:00 Uhr - 15:00 Uhr 
freitags von 08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Technisches Rathaus 
Untere Denkmalbehörde 
Zimmer A003 
 
Fristen 
 
Vor der Fortschreibung des Denkmallistenblattes wird 
Ihnen hiermit nach § 28 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW Gelegenheit gegeben, sich bis zum 15.10.2022 
schriftlich oder bei der Unteren Denkmalbehörde zur 
Niederschrift (während der Sprechzeiten) zu äußern. Es 
steht Ihnen frei, hierzu Stellung zu nehmen oder keine 
Erklärung abzugeben. 
 
Der Widerspruch kann gerichtet werden an: 
 
     Stadt Oberhausen  
     Fachbereich 5-1-20 - Untere Denkmalbehörde - 
     Bahnhofstraße 66 
     46145 Oberhausen 
 
     denkmalschutz@oberhausen.de 
 
 
Oberhausen, 29.07.2022 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Der im Rahmen des ergänzenden Verfahrens nach § 214 
Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) gefasste Satzungs-
beschluss über den Bebauungsplan Nr. 715 A  
- Kirchhellener Straße/Hirschstraße - wurde im Amtsblatt 
der Stadt Oberhausen vom 15.03.2022 (Amtsblatt 
5/2022) bekannt gemacht. 
 
Die Frist des § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW zur 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften wurde durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 01.12.2021 von einem Jahr auf 6 Monate verkürzt. 
Die Verkürzung der Frist war in der o. g. Bekannt-
machung vom 15.03.2022 noch nicht berücksichtigt. Sie 
ist deshalb vollständig zu wiederholen. 
 

Bekanntmachung über den im Rahmen 
des ergänzenden Verfahrens nach § 214 
Abs. 4 BauGB gefassten Satzungsbe-
schluss und das rückwirkende Inkrafttre-
ten des Bebauungsplans Nr. 715 A  
- Kirchhellener Straße/Hirschstraße - 
 
I.   Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 

gemäß § 10 Abs. 3 i. V. mit § 214 Abs. 4 BauGB 
 
     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 

07.02.2022 den Bebauungsplan Nr. 715 A  
- Kirchhellener Straße/Hirschstraße - in der Fassung 
vom 12.05.2017 (inkl. Ergänzung vom 13.09.2017) 
als Satzung beschlossen. 

 
     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 9 

Abs. 2a, § 13 und § 214 Abs. 4 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBl. I S. 674) und 
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. 
NRW. S. 490); § 1 Abs. 5, Abs. 9 BauNVO in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802). 

 
     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem 

Bebauungsplan Nr. 715 A beigefügte Begründung in 
der Fassung der Fortschreibung vom 29.11.2021 als 
Entscheidungsbegründung beschlossen. 

 
     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB und  

§ 214 Abs. 4 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26.04.2022 (BGBl. I S. 674). 

 
     Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, 

Flur 12 und 14, und wird wie folgt umgrenzt: 
 
     Westliche Parallele von 10,0 m zur westlichen Gren-

ze des Flurstücks Nr. 533, Flur 12; nördliche Parallele 
von 10,0 m zur südlichen Grenze der Flurstücke  
Nr. 579 und 376, Flur 12; nach ca. 124 m rechtwinklig 
abknickend zu einer nördlichen Parallele von 30,0 m 
zur südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 383, Flur 12; 
nördliche Parallele von 30,0 m zur südlichen Grenze 
des Flurstücks Nr. 383, Flur 12; nach ca. 91 m recht-
winklig abknickend zu einer nördlichen Parallele von 
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30,0 m zur südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 467, 
Flur 14; nördliche Parallele von 30,0 m zur südlichen 
Grenze des Flurstücks Nr. 467, Flur 14; östliche 
Parallele von 30,0 m zur westlichen Grenze des 
Flurstücks Nr. 467, Flur 14; südöstliche Seite der 
Kirchhellener Straße; südwestliche Grenzen der 
Flurstücke Nr. 589 und 525, Flur 12; östliche Grenze 
des Flurstücks Nr. 525, Flur 12; nach 27,8 m abkni-
ckend zum südöstlichsten Grenzpunkt des Flur-
stücks Nr. 445, Flur 12; östliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 445, 443 und 602, Flur 12; südliche und 
östliche Grenze des Flurstücks Nr. 482, Flur 12; am 
nordöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 482, 
Flur 12, abknickend zum nordwestlichsten Grenz-
punkt des Flurstücks Nr. 528, Flur 12; nördliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. 528, 579 und 580, Flur 
12. 

     Der Bebauungsplan Nr. 715 A - Kirchhellener 
Straße/Hirschstraße - liegt mit Begründung vom Tage 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an im 
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus 
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer 
Nr. A 004, während der nachstehend genannten 
Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 

 
     Montag - Donnerstag    08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag                         08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-

langen Auskunft erteilt. 
 
II.  Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 

Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)/ 
Rückwirkende Inkraftsetzung 

 

     Der vom Rat der Stadt am 07.02.2022 im Zuge des 
ergänzenden Verfahrens nach § 214 Abs. 4 BauGB 
gefasste Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan 
Nr. 715 A - Kirchhellener Straße/Hirschstraße - wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser 
Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 715 A  
- Kirchhellener Straße/Hirschstraße - gemäß § 214 
Abs. 4 BauGB rückwirkend zum 15.12.2017 in Kraft. 

 
     Hinweise 
 
     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 

2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.04.2022 
(BGBl. I S. 674), über die Entschädigung von 

durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte 

Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die vorbezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
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     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes 
hingewiesen: 

 
            Unbeachtlich werden 
 
            1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

 
            2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans und 

 
            3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 

Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegen-
über der Stadt Oberhausen unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW.  
S. 490), können Verletzungen von Verfahrens- 
oder Formvorschriften gegen diese Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn, 

 
            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

 
            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche 

Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

 
            c)   der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
 
            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanord-

nung des Oberbürgermeisters gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

 
     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-

ments des Bebauungsplans Nr. 715 A - Kirchhellener 
Straße/Hirschstraße - stimmt mit dem Ratsbeschluss 
vom 07.02.2022 überein. 

 
     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 

der Verordnung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW.  
S. 739), verfahren.

     Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit ange-
ordnet. 

 
 
     Oberhausen, 18.07.2022 
 
 
     Schranz 
     Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan  
Nr. 715 A - Kirchhellener Straße/Hirschstraße - 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 715 A wird das städtebauli-
che Ziel verfolgt die zentralen Versorgungsbereiche in 
Oberhausen zu stärken. Der Bebauungsplan soll einen 
Beitrag zur planerischen Lenkung und einer längerfristi-
gen Beeinflussung der Entwicklung durch Ausschluss 
von Einzelhandelsnutzungen mit zentren- oder nahver-
sorgungsrelevanten Kernsortimenten im außerhalb 
eines zentralen Versorgungsbereichs liegenden Plange-
biet leisten. Auch nach dem vom Rat der Stadt im Jahre 
2008 beschlossenen Einzelhandelskonzept sollen die 
vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche gesichert 
und gestärkt sowie der Einzelhandel mit nahversor-
gungs- oder zentrenrelevanten Sortimenten in die zen-
tralen Versorgungsbereiche gelenkt werden (Zentren-
stärkung). Ebenso haben die Gemeinden nach dem 
Landesentwicklungsplan des Landes NRW dem 
Entstehen neuer sowie der Verfestigung und Erweite-
rung bestehender Einzelhandelsagglomerationen mit 
zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. Ferner haben 
sie sicherzustellen, dass eine wesentliche Beeinträchti-
gung zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden 
durch Einzelhandelsagglomerationen vermieden wird. 
 
Um das Grundsatzziel der Zentrenstärkung im Sinne 
einer langfristigen Lenkung sowie die Ziele des Einzel-
handelskonzepts und des Landesentwicklungsplans 
umzusetzen, wird der Bebauungsplan Nr. 715 A nach 
den Bestimmungen des § 9 Abs. 2a BauGB i. V. mit § 13 
BauGB (vereinfachtes Verfahren) aufgestellt. Dabei kön-
nen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile zur 
Erhaltung oder Entwicklung zentraler Versorgungsbe-
reiche in dem Bebauungsplan Nr. 715 A Regelungen zur 
Zulässigkeit von Einzelhandel festgesetzt werden. Der 
Bebauungsplanentwurf sieht textlich den Ausschluss 
von Einzelhandel mit nahversorgungs- oder zentrenrele-
vanten Sortimenten im Plangebiet vor. Dieser umfasst 
aufgrund der grundsätzlich typisierenden Betrachtungs-
ebene des Bauplanungsrechts nur solche Einzelhandels-
betriebe, die diese Sortimente als Kernsortiment führen. 
 
Die Zulässigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Maß 
der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbau-
baren Grundstücksflächen sollen sich unter Berücksich-
tigung der vorgenannten textlichen Festsetzung nach  
§ 34 BauGB richten. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 715 A wurde gemäß § 9 Abs. 2a 
BauGB i. V. mit § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren 
aufgestellt. Deshalb ist gemäß § 13 Abs. 3 BauGB u. a. 
von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 
BauGB abgesehen worden. 
 
Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung) sind 
auch im Internet unter www.o-sp.de/oberhausen/ 
start.php abrufbar.
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Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachung über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung ge-
mäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
zum Vorentwurf des Bebauungsplans  
Nr. 755 - Biefangstraße (zwischen Kleine 
Biefangstraße und Roßbachstraße) - 
 
I.   Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlich-

keitsbeteiligung 
 
     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 

15.11.2021 die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. 
Bauleitplanung beschlossen (14-tägige Darlegung 
der Planung mit Bürgerversammlung). 

 
     Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 755  

- Biefangstraße (zwischen Kleine Biefangstraße und 
Roßbachstraße) - liegt mit dem Vorentwurf der 
Begründung im Zeitraum vom 29.08. bis 12.09.2022 
einschließlich im Internet unter https://www.o-sp.de/ 
oberhausen/plan/beteiligung.php öffentlich aus. 

 
     Zudem erfolgt die öffentliche Auslegung der Unter-

lagen innerhalb der vorgenannten Darlegungsfrist 
auch im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 009 und in der Bezirksverwaltungsstelle 
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer 
Nr. B 005, während der nachstehend genannten 
Dienstzeiten: 

 
     Dienstzeiten Bereich 5-1 - Stadtplanung -: 
 
     Montag - Donnerstag           08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag                                08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Dienstzeiten Bezirksverwaltungsstelle Sterkrade: 
 
     Montag - Mittwoch        08:00 - 16:00 Uhr 
     Donnerstag                 08:00 - 18:00 Uhr 
     Freitag                         08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Innerhalb dieser Zeiten besteht Gelegenheit, sich die 

allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und 
deren voraussichtliche Auswirkungen erläutern zu 
lassen. 

 
     Es wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit 

zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
 
     Aufgrund der positiven Erfahrungen im Zuge vorheri-

ger Bauleitplanverfahren wird statt einer Präsenz-
Bürgerversammlung im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit am 31.08.2022 ab 18 Uhr 
eine Online-Bürgerversammlung durchgeführt. 
Weiterführende Informationen hierzu, u. a. zur 
Anmeldung und Durchführung, werden im Internet im 
„Bauleitplanung Online“-Portal der Stadt Oberhausen 
unter https://www.o-sp.de/oberhausen/start.php 
sowie im genannten Beteiligungszeitraum auch unter 
h t t p s : / / w w w. o - s p . d e / o b e r h a u s e n / p l a n / 
beteiligung.php bereitgestellt. 

 
     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBl. I S. 674), in 
Verbindung mit den „Verfahrensgrundsätzen für die 
vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 

Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen. 
 
     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 755 liegt in 

der Gemarkung Sterkrade, Flur 24, in einem Bereich 
nördlich der Biefangstraße zwischen der Kleine 
Biefangstraße und der Roßbachstraße und umfasst 
die Flurstücke Nr. 627, 628, 629, 630, 844 und 845. 

 
     Die Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich auch 

aus der nachfolgenden Übersichtsskizze. 
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     Hinweis 
 
     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und 

Besitzer zu dulden, dass Beauftragte der zuständi-
gen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach 
diesem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen 
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden- 
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche 
Arbeiten ausführen. 

 
II.  Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 

Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung 
     (BekanntmVO) 
 
     Der vom Rat der Stadt am 15.11.2021 gefasste 

Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 
BauGB zum Bebauungsplan Nr. 755 - Biefangstraße 
(zwischen Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanord-

nung des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung 

     (BekanntmVO) 
 
     Der Wortlaut der Bekanntmachung des Beschlusses 

zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitpla-
nung sowie die Durchführung der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zum 
Bebauungsplan Nr. 755 - Biefangstraße (zwischen 
Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - stimmen 
mit dem Ratsbeschluss vom 15.11.2021 überein. 

 
     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 

und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW.  
S. 741), verfahren. 

 
     Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
     Oberhausen, 26.07.2022 
 
 
     Schranz 
     Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 755: 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 755 - Biefangstraße (zwi-
schen Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - sol-
len die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaf-
fen werden, das Gelände einer ehemaligen Tankstelle 
mit einem gewerblich genutzten Hof einer Wohnnutzung 
zuzuführen. 
 
Die bislang hier vorherrschende Nutzung steht nicht im 
Einklang mit dem vorwiegend aus Wohnnutzungen und 
verschiedenen Schulen geprägten Umfeld. Zudem weist 
die Fläche einen hohen Versiegelungsgrad auf. Im 
Sinne einer langfristigen städtebaulichen Ordnung ergibt 
sich im Kontext der aktuellen Nutzung dieses Areals ein 
Handlungsbedarf. Aus diesem Grund ist an dieser Stelle 
die Realisierung von Wohnungsbau sowie die damit ein-
hergehende Erschließung vorgesehen. 
 

Geplant ist an dieser Stelle die Entwicklung von zwei 
Mehrfamilienhäusern, zwei Doppelhäusern sowie einer 
Dreierhausgruppe, wobei sich die Bebauungsstruktur 
eng an den bestehenden Strukturen der Umgebung 
orientiert. 
 
Da die Voraussetzungen vorliegen, wird der Bebauungs-
plan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren wird unter 
anderem von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
abgesehen; § 4c BauGB (Überwachung der Umwelt-
auswirkungen) ist nicht anzuwenden. Unabhängig vom 
Entfall der förmlichen Vorschriften, werden die wesent-
lichen Umweltbelange bei der weiteren Planung berück-
sichtigt. 
 
Weitere Informationen sind auch im Internet unter 
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.  
 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt 
Oberhausen 
 
Benennung von Straßen 
 
Die Bezirksvertretung Sterkrade hat in ihrer Sitzung am 
05.05.2022 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Die Straße, die von der Dinnendahlstraße abzweigend 
das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 659 - Dinnen-
dahlstraße/Bronkhorststraße erschließt, erhält den 
Namen 
 

Alter Wasserturm. 
 
 
Oberhausen, 25.07.2022 
 
 
Der Oberbürgermeister 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Palotz 
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Fotografin unter Musikern 

LINDA McCARTNEY 
The Sixties and more 
15. 5.–11. 9. 2022
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Konrad-Adenauer-Allee 46   D-46049 Oberhausen täglich 11 bis 18 Uhr, montags geschlossen www.ludwiggalerie.de
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